
Fraktionsreport 03
2011

Nachrichten aus der Fraktion DIE LINKE im Landtag Mecklenburg-Vorpommern

KOMMENTAR

Denken – Nachdenken – Mitdenken  

Die Linke und die Demokra-
tie sind zwei Seiten einer 
Medaille. Unsere Schlussfol-
gerung aus der Vergangen-
heit kann nur lauten: Jegliche 
Politik, die nicht durch die 
große Mehrheit der Bevölke-

rung getragen wird, muss in 
die Sackgasse der Diktatur 
führen. Gerade vor unserem 
historischen Hintergrund 
muss linke Politik immer als 
ein Ringen um Mehrheiten, 
als ein Ringen um mehr De-
mokratie verstanden wer-
den. Freiheit, Demokratie 
und Rechtstaatlichkeit sind 
Verfassungsgüter, zu denen 
die Linke ohne Wenn und 
Aber steht. Aber diese Gü-
ter sind nicht statisch oder 
dogmatisch zu betrachten, 
denn nichts ist so gut, dass 
es nicht noch besser wer-
den kann. Ja, wir brauchen 
einen Modernisierungsschub 
in unserer Gesellschaft, der 
repräsentativen Demokratie. 
Es geht um weniger Stell-
vertretung in der Politik, es 

geht um mehr Teilhabe. Dazu 
bedarf es mehr Transpa-
renz und Motivation für alle 
Menschen mitzudenken und 
mitzumachen.
Denken, Nachdenken und 
Mitdenken sind die Schlüssel 
zur Modernisierung unserer 
Demokratie. Wir meinen: Die 
Bundesrepublik Deutschland 
bedarf der Erneuerung als 
demokratischer und sozialer 
Rechtsstaat. Uns geht es 
auch darum, das Primat der 
Politik über die Wirtschaft 
wieder herzustellen. 
Vor allem die Krise der Ar-
beitsgesellschaft und der 
rasant betriebene „Umbau“ 
der Sozialordnung stellen 
den inneren Zusammen-
halt des Gemeinwesens in 
Frage. Die sich vertiefende 

soziale Spaltung ist auch in 
Mecklenburg-Vorpommern 
allgegenwärtig. Die Dis-
kussion um 5 oder 8 Euro 
mehr für Hartz-IV-Empfän-
gerinnen und -Empfänger 
ist entlarvend und schließt 
viele Menschen vom gesell-
schaftlichen und kulturellen 
Leben aus, Hartz IV steht 
auch für den Ausschluss von 
demokratischer Teilhabe. Wir 
brauchen aber ein Mehr an 
Selbstbestimmung und Mit-
bestimmung, damit das Sozi-
alstaatsprinzip als Grundlage 
des sozialen Friedens nicht 
weiter gefährdet wird. Wir 
sind überzeugt, dass die Mo-
dernisierung der Demokratie 
nur im Einklang mit sozialer 
Gerechtigkeit erreicht wer-
den kann.   

Helmut Holter, Fraktionsvorsitzender
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Krankt die 
Demokratie?

Im Februar fand in Ro-
stock eine Fachtagung zum 
Thema „Krankt die Demo-
kratie?“ statt. Thematische 
Schwerpunkte waren die 
Unabhängigkeit der Jus-
tiz, die Stärkung demo-
kratischer Strukturen und 
die Demokratisierung der 
Informationsgesellschaft.

Unabhängige Justiz?
Im Grundgesetz wird den 
Richtern die dritte Gewalt 
anvertraut und die rich-
terliche Unabhängigkeit 
niedergeschrieben. Wie 
sieht die Praxis aus? 

Das Grundgesetz spricht 
ausdrücklich davon, dass 
die Rechtsprechende Ge-
walt den Richtern anver-
traut sein soll – tatsäch-
lich wird ihnen in der 
Praxis aber nur anvertraut, 
Recht zu sprechen. Die 
dritte Staatsgewalt wird 
im Übrigen von der zwei-
ten Staatsgewalt, also der 
Regierung, über das Jus-
tizministerium verwaltet. 
Dort wird entschieden, wer 
überhaupt Richterin, Rich-
ter, Staatsanwältin oder 
Staatsanwalt wird, welche 
Fortbildungen und welche 
Arbeitsmaterialien man be-
kommt und wer innerhalb 
der Justiz einen der weni-
gen Aufstiegsposten erhält. 
Es gibt in der Realität keine 
wirkliche Gewaltenteilung, 
weil es an einer effektiven 
gegenseitigen Gewalten-
kontrolle fehlt. Denn bei 
uns bestimmt der Kontrol-

lierte, wer ihn kontrolliert.

Was spricht gegen eine 
Selbstverwaltung der Jus- 
tiz?

Es gibt keine ernst zu neh-
menden Argumente gegen 
die Selbstverwaltung. Des-
halb wird sie auch nicht nur 
von den Richterverbänden 
seit Jahren gefordert, son-
dern die Bundesrepublik 
wird bereits sehr eindeu-
tig auf europäischer Ebene 
aufgefordert, endlich demo-
kratische Strukturen auch 
in der Justiz zu schaffen. 
Wenn das hiesige Justizmi-
nisterium meint, die Justiz 
könne nicht so effektiv 
Haushaltsmittel einwerben, 
dann täuscht dies darüber 
hinweg, dass der Haushalt 
der Justiz seit Jahrzehnten 
prekär ist und nicht ausrei-
cht, die Rechtsverfahren in-
nerhalb angemessener Zeit 
abzuarbeiten. Vor allem 
aber übersieht eine solche 
Haltung, dass es nur bei 
einer selbst verwalteten 
Justiz einen von der Regie-
rung unabhängigen Kopf 
eines Justizrates gibt, der 

die erforderlichen Mittel 
viel besser als heute durch-
setzen kann. 

Welche Lösungsansätze 
haben Sie?
 
Wir fordern schon seit lan-
gem, dass der Zugang zur 
Justiz endlich demokratisch 
legitimiert werden soll, in-
dem künftig überwiegend 
parlamentarisch besetzte 
Richterwahlausschüsse 
darüber entscheiden, wer 
Richterin, Richter, Staats-
anwältin oder Staatsanwalt 
im Lande wird; dies soll 
nicht mehr intransparent in 
Hinterzimmern des Justiz-
ministeriums ausgekungelt 
werden. Zum zweiten sollen 
sämtliche Angelegenheiten 
der Gerichte und Staatsan-
waltschaften künftig von 
der Justiz selbst verwaltet 
werden, nämlich durch auf 
Zeit gewählte Gremien. Wir 
befürworten zudem eine 
Stärkung der inneren Unab-
hängigkeit der Richterinnen 
und Richter, indem wir die 
Einführung eines nach Er-
fahrungsstufen gestaffelten 
Einheitsgehaltes fordern. 

Der Deutsche Richterbund 
(DRB) fordert die Selbstver-
waltung der Justiz. Die Eigen-
ständigkeit und Autonomie 
der Justiz im gewaltenge-
teilten Rechtsstaat sind im 
Grundgesetz angelegt. Die 
Selbstverwaltung bezweckt 
die Eigenständigkeit und Au-
tonomie der Justiz, die Lei-
tung und Geschäftsführung 
der Justiz als gemeinsame 
Aufgabe aller Richter und 
Staatsanwälte, den Ausbau 
der Mitbestimmung und die 
Angleichung an Europäische 
Standards. Das Modell des 
DRB sieht vor, dass an die 

mit der Personalvertretung, 
entscheidet er nicht allein 
– anders als heute der Jus-
tizminister – , sondern der 
Wahlausschuss. Der Justiz-
verwaltungsrat stellt auch 
das Gesamtbudget der Justiz 
auf und vertritt es gegenüber 
dem Finanzminister und dem 
Parlament. Verwaltungsauf-
gaben, die gegenwärtig de-
zentral von den Gerichten 
und Staatsanwaltschaften 
selbst erledigt werden, 
verbleiben dort, um eine 
schlanke Justizverwaltung zu 
garantieren.                        

    Peter Häfner, DRB

Stelle des Justizministers 
ein Justizverwaltungsrat aus 
Richtern und Staatsanwälten 
tritt. Seine Mitglieder werden 
von einem Wahlausschuss 
bestimmt, dem mehrheitlich 
Landtagsabgeordnete und 
daneben gewählte Richter 
und Staatsanwälte angehö-
ren (Justizwahlausschuss). 
Der Justizverwaltungsrat 
sorgt für die Erfüllung des 
Justizgewährungsanspruchs. 
Zu seinen Aufgaben gehö-
ren zudem alle Personalent-
scheidungen in der Justiz. 
Erzielt der Justizverwaltungs-
rat dabei kein Einvernehmen 

DRB-Selbstverwaltungsmodell

Fragen an Dr. Mario Cebulla, Landes-
sprecher Neue Richtervereinigung MV

Dr. Mario Cebulla

Karsten Neumann

Werner Kannenberg

Prof. Dr. Roland Roth



Kommunen stärken
Demokratie wird immer 
auch und vor allem in un-
seren Kommunen gelebt. 
Laut Landesverfassung 
dient die kommunale 
Selbstverwaltung dem Auf-
bau der Demokratie von 
unten nach oben. Dass 
dieser Anspruch ständig 
aufs Neue erstritten wer-
den muss, führt nicht zu-
letzt der politische Dauer-
brenner der kommunalen 

Finanzausstattung deutlich 
und mitunter schmerz-
haft vor Augen. Landtag 
und Landesregierung ha-
ben sich verpflichtet, bei 
der Unterbreitung von 
Gesetzentwürfen oder 
Rechtsvorschriften, die 
unmittelbar die Belange 
der Gemeinden oder Land-
kreise berühren, mit den 
kommunalen Verbänden 
zusammen zu wirken. Um 

diese Zusammenarbeit rea-
listisch aufzuwerten und als 
tatsächlichen Dialog weiter 
auszugestalten, erscheint 
uns eine entsprechende Er-
gänzung der Landesverfas-
sung angezeigt, wie sie in 
den Verfassungen von sie-
ben der dreizehn Flächen-
länder der Bundesrepublik 
bereits existiert.                                                                                             

Peter Ritter
innenpolitischer Sprecher

Demokratie von unten nach oben

Wie kann es linker Politik in 
Mecklenburg-Vorpommern 
gelingen, mehr Menschen 
an demokratischer Teil-
nahme und Teilhabe zu inte-
ressieren? Wie kann es uns 
gelingen, die Menschen zu 
motivieren, gegen die neoli-
beralistische Einengung des 
Öffentlichen durch Privatisie-
rung und Profitorientierung 
sowie die vordergründig re-
präsentative „Basta-Politik“ 
Stellung zu beziehen? Unstrit-
tig für linke Programmatik 
ist die große Bedeutung der 
Demokratiefrage. Die Sy-
stemfrage steht heute als De-
mokratiefrage auf der Tages-
ordnung. Es ist erforderlich, 
die repräsentative Demokra-
tie mit basisdemokratischen 
Elementen zu ergänzen und 
zu stärken. Stärkung der 
parlamentarischen Körper-
schaften, partizipatorische 
Demokratie und Stärkung 
der individuellen Rechte sind 
ein untrennbarer Dreiklang. 

Alle Formen von Demokra-
tie werden nur eine reale 
Chance auf Lebensfähigkeit, 
Stetigkeit und Nachhaltigkeit 
haben, wenn sie ein festes 
Fundament in den Kommu-
nen haben. Das setzt eine 
Stärkung der Zuständig-
keiten und Ressourcen der 
kommunalen Ebene voraus. 
Was nützt z.B. die Diskussion 
über einen Bürgerhaushalt, 
wenn nur darüber entschie-
den werden kann, wo ge-
kürzt werden muss?
Demokratie kann ohne 
soziale Sicherheit nicht 
funktionieren. Es gilt, alle 
Diskriminierungen, wie bei-
spielsweise Hartz IV, abzu-
schaffen. Nach unserem 
Verständnis ist der Kampf 
um soziale Gleichheit und 
um Demokratisierung un-
trennbar miteinander ver-
bunden. Dabei ist die Frage 
der Glaubwürdigkeit ein zen-
traler Punkt. Es wird uns nur 
gelingen, mehr Menschen 

für die politische Teilhabe zu 
gewinnen, wenn wir selbst 
unsere Strukturen und Pro-
zesse so gestalten, dass 
jeder gleichberechtigt und 
chancengleich daran teilha-
ben kann. Wir selbst müssen 
die Beteiligung und ihre Er-
gebnisse ernst nehmen und 
sie als wertvoll für die quali-
tative Verbesserung unserer 
Entscheidungen begreifen. 
Stuttgart 21 hat deutlich 
gemacht, dass es nicht ge-
nügt, Bürgerinnen und Bür-
ger einzubeziehen, wenn das 
Projekt so gut wie in Papier 
und Tüten ist. Nein, Bürger-
beteiligung muss von Beginn 
an gewährleistet sein, durch 
frühzeitige Informationen, 
Aufklärung und ernsthafte 
Beantwortung der Fragen 
der Bürgerinnen und Bürger. 
Davon sollten sich alle Politi-
kerinnen und Politiker leiten 
lassen.

Barabara Borchardt
rechtspolitische Sprecherin

Parlamentarische 
Initiativen zum 
Thema Demokratie

Selbstverwaltung der 
Justiz:

Kleine Anfrage „Zukunft der 
Gerichtsstandorte“ 

Antrag „Keine Verände-
rungen im Justizbereich 
zulasten der Gerichte und 
der Bürgerinnen und Bürger“

Antrag „Stärkung der Unab-
hängigkeit der Gerichte“

„Demokratisierung der 
Informationsgesellschaft“:

Kleine Anfrage „Informati-
onsfreiheit im Internet“ 

Kleine Anfrage „Breitband-
versorgung in Mecklenburg-
Vorpommern“

Antrag „Entschließung: MV 
tut gut: Datenschutz durch 
Technik“

Antrag „Telekom-Abhörskan-
dal verurteilen, unverzüg-
lich Konsequenzen ziehen, 
Datenschutz stärken“

Antrag „Für ein solida-
risches Gesundheitswesen- 
nur freiwillige Nutzung der 
Elektronischen Gesundheits-
karte“

Kleine Anfrage „Einführung 
des elektronischen Perso-
nalausweises“

Antrag „Ja zur Stärkung der 
Datenschutzes auf europä-
ischer Ebene“

„Stärkung demokratischer 
Strukturen“:

Kleine Anfrage „Petitionen 
an die Landesregierung“

Antrag „Direkte Demokratie 
endlich auf Bundesebene 
einführen“



www.linksfraktionmv.de F r a k t i o n  i m  L a n d t a g

M e c k l e n b u r g - V o r p o m m e r n

Demokratisierung des Netzes

Wirtschaft, Gesellschaft 
und Politik stehen durch 
den Wandel der Industrie-
gesellschaft hin zur Infor-
mationsgesellschaft vor 
umfassenden Herausforde-
rungen. Die Informations- 
und Kommunikationstechnik 
bestimmt seit den 1990er 
Jahren die wirtschaftliche 
Entwicklung. Die Informati-
onswirtschaft wird mit einem 
Anteil von 55 Prozent an der 
Gesamtbeschäftigung auch 
in Zukunft das gesamte ge-
sellschaftliche Leben revolu-
tionieren. Daten aus diesen 
generierte Informationen 
haben im Vergleich zu allen 
anderen Produktionsmit-
teln einen entscheidenden 
Vorteil: Sie können weltweit 
in Sekundenschnelle trans-
portiert, kopiert, zwischen-
gespeichert, verändert oder 
genutzt werden, ohne an 
Substanz zu verlieren. Ei-
nige moderne Regierungen 

verfolgen bereits eine Poli-
tik der grundsätzlichen Ver-
öffentlichung vorhandener 
Daten. Gleichzeitig werden 
aber auch Stimmen laut, die 
eine Abschaltung des Inter-
nets, Internetsperren und 
Zugangsbeschränkungen 
verlangen. Diese Diskussi-
onen belegen die Bedeu-
tung der gesellschaftlichen 
Auseinandersetzungen um 
die „Netzpolitik“, denen 
sich auch DIE LINKE stellen 
muss. Sie beschäftigt sich 
folgerichtig mit den Auswir-
kungen auf Bedingungen 
von Politik und Chancen für 
eine Demokratisierung po-
litischer Entscheidungspro-
zesse. Dabei wurde deutlich, 
dass Transparenz nur ein 
erster Schritt, Beteiligung 
ein zweiter und erst mit der 
Zusammenarbeit zwischen 
Bürgern und Regierung als 
dritten Schritt wirkliches 
„Öffentliches Regieren“ 

(Open Government) umge-
setzt ist. Öffentliches Regie-
ren beschreibt einen Prozess 
der Meinungs- und Konsens-
bildung als Vorstufe der Ent-
scheidung in öffentlichen 
Angelegenheiten. Diese ur-
demokratische Konzeption 
ist mit Hilfe der modernen 
Informations- und Kommu-
nikationstechnik umsetzbar. 
Dabei darf E-Government 
nicht bei der bloßen Digita-
lisierung von Verwaltungs-
abläufen stehen bleiben. Die 
gesamte Logik von öffent-
licher Verwaltung muss und 
kann sich hin zum Bürger än-
dern. Dafür sind noch viele 
Voraussetzungen zu schaf-
fen: vom diskriminierungs-
freien Internetzugang, hin 
zur Medienkompetenz, von 
der gesellschaftlichen Regu-
lierung des Netzzugangs bis 
zur rechtlichen Gestaltung 
der Nutzerrechte, von der 
Netzneutralität bis hin zur 
wirksamen Bekämpfung von 
Kriminalität im und durch 
das Netz.

           Karsten Neumann
Datenschutzbeauftragter a.D.
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Rechte der Petenten stärken
Das Petitions- oder Ein-
gabenrecht ist ein verfas-
sungsrechtlich garantiertes, 
demokratisches Recht, von 
dem die Bürgerinnen und 
Bürger auch in MV zuneh-
mend Gebrauch machen. 
Sie wenden sich mit Vor-
schlägen, Bitten und Be-
schwerden an den Landtag 
oder den Bürgerbeauftrag-
ten. Das geschieht auf der 
Basis des Petitions- und Bür-
gerbeauftragtengesetzes. Es 

ist an der Zeit, dieses seit 
über 15 Jahren in unverän-
derter Form geltende Gesetz 
zu aktualisieren. Es ist an 
der Zeit, die Rechte der Pe-
tenten zu stärken und ihnen 
mehr Mitwirkungsrechte ein-
zuräumen. Wir wollen jetzt 
den Entwurf für ein neues 
Gesetz in den Landtag ein-
bringen. Wir wollen u.a., 
dass neben der Online-Peti-
tion auch die Öffentliche Pe-
tition eingeführt wird. Dann 

könnten Eingaben mit Inhal-
ten von allgemeinem Inte-
resse im Internet veröffent-
licht, darüber diskutiert und 
mitgezeichnet werden. Die 
Befugnisse des Petitions-
ausschusses sollen erwei-
tert werden, um noch mehr 
Petenten helfen zu können. 
Eingaben sollen auf kürzeren 
Wegen bearbeitet und wenn 
gewünscht, mehr Öffentlich-
keit erreicht werden.                                                           

Barbara Borchardt

Stimmen von der 
Tagung „Krankt die 
Demokratie?“

„Die Themen der Fachta-
gung sind aktuell und wich-
tig. DIE LINKE ist in ihrem 
Bestreben bestärkt wor-
den, das Thema ‚Stärkung 
der Demokratie‘ in die Ge-
sellschaft weiter einzubrin-
gen.“ 

Barbara Borchardt

„MV braucht eine Demo-
kratisierung auch in der 
Justiz. Dazu ist eine selbst-
verwaltete Justiz unum-
gänglich. Die Konferenz hat 
hierzu erste Schritte erar-
beitet.“ 

Dr. Mario Cebulla

„Demokratie im 21. Jahr-
hundert ist ohne Internet 
undenkbar. Dies ist nun 
auch ein Thema für DIE 
LINKE in Mecklenburg-Vor-
pommern.“  

Karsten Neumann


